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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Einspruch gegen das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz im Bundesrat – finanzi-
elle Mehrbelastung von gesetzlich Krankenversicherten verhindern 

Der Landtag stellt fest: 
 
1. Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist bedroht. Ohne Re-

formen stehen in den kommenden Jahren drastische Beitragserhöhungen an. Daher 
ist eine Reform GKV notwendig, um weitere Beitragssteigerungen abzuwenden. Damit 
den Versicherten wieder mehr Netto vom Brutto verbleibt, müssen die Beiträge zur 
GKV wirksam stabilisiert und gesenkt werden. 

 
2. Bereits jetzt zahlen die gesetzlich Krankenversicherten Rekordbeiträge. Weitere finan-

zielle Belastungen oder Leistungsreduzierungen, welche die Qualität der medizini-
schen Versorgung spürbar verringern, sind den Versicherten nicht zuzumuten. Nach 
dem aktuellen Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz würden jedoch wichtige Leistungen für die Bürger eingestellt oder ge-
schmälert, obwohl sie die Finanzlage der Kassen kaum entspannen (z. B. weitge-
hende Abschaffung der Familienversicherung), während der Bund seine Aufgaben, die 
zu einer starken Entlastung der Kassen führen würden (wie die Finanzierung der Ge-
sundheitskosten von Bürgergeldempfängern), nicht erfüllt.  

 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert,  
 
1. im Bundesrat dafür zu stimmen, dass zum Gesetzentwurf der Bundesregierung „GKV-

Beitragssatzstabilisierungsgesetz“ Einspruch eingelegt und der Vermittlungsaus-
schuss einberufen wird, und sich insbesondere mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln dafür einzusetzen, dass  
 
- die beitragsfreie Mitversicherung von Ehepartnern in der GKV vollständig erhal-

ten bleibt, 
- eine Erhöhung von Zuzahlungen zu Arzneimitteln, Heilmitteln und Hilfsmitteln so-

wie eine weitere Verschlechterung der Situation von Heilmittelerbringern unter-
bleiben, 

- die Festzuschüsse für Zahnersatz auf dem bisherigen Niveau bleiben, 
- eine übermäßige, willkürliche Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze unter-

bleibt, 
- keine Steuererhöhungen unter dem Deckmantel der Entlastung der GKV, wie 

z. B. eine Zuckersteuer, erfolgen  
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und stattdessen  

 
- die Gesundheitskosten von Bürgergeldempfängern den Kassen vom Bund voll-

ständig erstattet werden, 
- der Bund seinen Verpflichtungen gegenüber der GKV hinsichtlich der Erstattung 

von versicherungsfremden Leistungen sowie der Dynamisierung der Bundeszu-
schüsse vollumfänglich nachkommt. 

 
2. eine verbindliche und einheitliche Definition der versicherungsfremden Leistungen auf 

Bundesebene voranzutreiben und sich dafür einzusetzen, dass diese Leistungen aus 
Steuermitteln bezahlt werden. 

 
3. weitere Vorschläge zur Kostensenkung in der GKV bzw. zur Verbesserung der medi-

zinischen Versorgung auf Bundesebene voranzutreiben, die im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung unberücksichtigt bleiben, wie  

 
- die Absenkung der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel von 19 auf 7 %, 
- bürokratische Zuzahlungen und Bonussysteme zugunsten von Selbstbehalten 

oder verpflichtenden Beitragsrückerstattungen der Kassen zu prüfen, falls be-
stimmte Leistungen nicht in Anspruch genommen werden und 

- die Lenkungswirkung einer Entbudgetierung für niedergelassene Ärzte gezielt zu 
nutzen, indem nicht einzelne Facharztgruppen pauschal, sondern im Besonderen 
Ärzte, die in (drohend) unterversorgten Gebieten tätig sind, entbudgetiert werden, 
um finanzielle Anreize für eine Niederlassung in (drohend) unterversorgten Regio-
nen zu schaffen. 
 

4. sich dafür einzusetzen, dass keine Förderprogramme mehr aufgelegt werden, die sich 
aus Versichertenbeiträgen speisen, um Projekte davon zu finanzieren, für die eigent-
lich andere Kostenträger zuständig sind, wie z. B. die Krankenhausstrukturfonds I und 
II. 

Begründung: 
 
Die finanzielle Lage der gesetzlichen Krankenkassen ist massiv angespannt. Setzt sich die 
Ausgabenentwicklung im jetzigen Maße fort, droht im Jahr 2027 ein Defizit von 15,3 Milliar-
den Euro und im Jahr 2030 sogar von über 40 Milliarden Euro. Für die Versicherten würde 
das bedeuten, dass auf sie im Durchschnitt eine Mehrbelastung im kommenden Jahr von 
260 Euro und im Jahr 2030 von 680 Euro (für Versicherte an der Beitragsbemessungs-
grenze sogar von 1.440 Euro) zukommen würde. Am 30. März 2026 stellte die Finanzkom-
mission Gesundheit ihren ersten Bericht vor. In diesem schrieb sie auf Seite 13: „Ohne Re-
formen würde der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz schon im Jahr 2027 3,7 % erreichen 
und in den Folgejahren über 3,9 % in 2028 und 4,4 % in 2029 auf 4,7 % im Jahr 2030 
ansteigen.“1 
 
  

 
1 Vgl. „Erster Bericht der Finanzkommission Gesundheit“, in: https://share.google/WHl21S6lnqZS8esf3 (30.03.2026), 
abgerufen m 01.04.2026. 
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Durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung würden wichtige Gesundheitsleistungen 
eingeschränkt, die jedoch kaum Einspareffekte für die GKV brächten. So würde die sowieso 
schon angespannte Situation für die Heilmittelerbringer noch mehr verschärft, während nur 
vergleichsweise marginale Summen eingespart würden – Grundlohnrate-Bindung: 0,2 bis 
eine Milliarde Euro, Pauschalen-Abschaffung: 150 Millionen Euro und Zuzahlungserhöhung: 
ca. 100 Millionen Euro. 
 
Ein weiteres Bespiel ist die weitgehende Abschaffung der „beitragsfreien Familienmitversi-
cherung“. So soll die beitragsfreie Krankenversicherung für Ehegatten oder Lebenspartner 
ohne Kinder unter sechs Jahren abgeschafft werden. Diese sollen nun 2,5 % der Beiträge 
des arbeitenden Ehepartners zusätzlich entrichten. Nur Ehegatten, die Kinder unter sechs 
Jahren betreuen, die Angehörige pflegen oder selbst im Rentenalter sind, sollen noch außen 
vor bleiben. Aber: Ehe und Familie sind durch Artikel 6 GG geschützt. Die Abschaffung der 
beitragsfreien Mitversicherung von Ehepartnern wäre ein eklatanter Angriff auf die Institution 
Ehe und das Grundgesetz! Deshalb lehnt die Antragstellerin diesen Vorschlag ab. 
 
Andere, viel größere Einsparpotenziale werden hingegen nicht angegangen. Der Bund zahlt 
für jeden Bürgergeld-/Grundleistungsempfänger monatlich 144 Euro in die GKV, für mitver-
sicherte Kinder unter 15 Jahren zahlt der Bund nichts. Die Finanzkommission schätzt die 
tatsächlichen Kosten eines versicherten Bürgergeldempfängers auf 400 Euro pro Monat, 
die Unterfinanzierung der Kassen bundesweit auf 12 bis 14 Milliarden Euro im Jahr 2027 
(Seite 415). Davon will die SPD-Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, nichts 
wissen und die Unterfinanzierung der Transferleistungsempfänger in der GKV beibehalten.2 
Die Kassen klagen aktuell gegen die entsprechenden Zuweisungsbescheide des Bundes-
amtes für Soziale Sicherung (BAS). Laut Kabinettsentwurf soll der Bundeszuschuss zur 
GKV sogar noch um zwei Milliarden Euro gesenkt werden. Der Bund will sich hier eindeutig 
auf Kosten der Versicherten aus der Verantwortung stehlen. 
 
Die Landesregierung konnte Fragen in der Kleinen Anfrage 718 (Drucksache 8/1869) nicht 
beantworten, weil ihr der Begriff der „versicherungsfremden Leistungen“ unbekannt war. 
Also höchste Zeit, dass sich die Landesregierung dafür einsetzt, diesen Begriff und die da-
zugehörigen Kostenpositionen genau zu definieren. Es geht darum, die Krankenversicher-
ten von versicherungsfremden Leistungen zu befreien und den eigentlich zuständigen Kos-
tenträgern anzulasten. Zu den versicherungsfremden Leistungen werden u. a. gezählt: Be-
zuschussung von Bürgergeld-/Grundversorgungsempfängern, Familienversicherte von 
SGB-II-Empfängern, Beitragsfreiheit in der Familienversicherung, Beitragsfreiheit für Erzie-
hungsgeld/Mutterschaftsgeld/bei Inanspruchnahme von Elternzeit, Sterilisation, Schwan-
gerschaftsabbruch, Krankenhausinvestitionen, Telematikinfrastruktur, Sicherstellungsauf-
trag und Förderung von Aus- und Weiterbildung. 
 
In den bisherigen Überlegungen auf Bundesebene fehlt die Empfehlung, die Mehrwert-
steuer auf verschreibungspflichtige Medikamente von 19 auf 7 % zu senken. Vermutlich, 
weil der Staat an den Kranken gut mitverdient. Dabei ist ein reduzierter Mehrwertsteuersatz 
in den meisten europäischen Ländern üblich, in Schweden sind sogar verschreibungspflich-
tige Medikamente komplett steuerfrei. Eine Senkung würde Patienten und Kassen jährlich 
um vier bis fünf Milliarden Euro entlasten.  

 
2 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article69b8f874fc05063917a4dee6/gesetzliche-krankenversicherung-milli-
ardenschwere-behandlungskosten-fuer-buergergeld-empfaenger-wie-bas-eine-reform-abblockt.html, zuletzt abgerufen 
am 07.04.2026. 
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Ebenso irritiert, warum bewährte Maßnahmen in der privaten Krankenversicherung nicht 
geprüft werden. Dabei könnten verpflichtende Beitragsrückerstattungen, die erfolgen, falls 
bestimmte Leistungen von Versicherten nicht in Anspruch genommen werden, steuernde 
Funktion besitzen, insbesondere bei eigentlich „gesunden“ Versicherten. Bei „gesunden“ 
Versicherten haben hohe Zuzahlungen keine Auswirkungen auf ihren Gesundheitszustand, 
wohl aber bei bereits (chronisch) Kranken. Bei diesen zeigte sich eine Verschlechterung des 
Gesundheitszustands unter diesen Bedingungen. Rückerstattungen können dem Problem 
besser gerecht werden als das Zuzahlungssystem. 
 
Die Entlastung angespannter Haushalte der Länder über Umwege – nicht nur durch Weige-
rung, versicherungsfremde Leistungen zu finanzieren, sondern z. B. auch über die Kranken-
hausstrukturfonds I und II (siehe Kleine Anfrage 896, Drucksache 8/2597) – muss der Ver-
gangenheit angehören. Die Landesregierung muss sich auf Bundesebene stattdessen kon-
sequent für die Versicherten einsetzen. 

 

 


